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Gemeindemehr ist verfassungswidrig
Die Forderung vonUrnäsch ist juristisch nicht umsetzbar. Für einen Politologen ist dieDiskussion über die Beweggründe aber zwingend.

David Scarano

Als erste Gemeinde hat Urnäsch die
ForderungnacheinemGemeindemehr
öffentlich gemacht. Kürzlich hat sich
mit Stein eine zweiteHinterländerGe-
meinde für eine entsprechendeGeset-
zesanpassungdurchdenRegierungsrat
eingesetzt.DiewichtigstenFragenund
Antworten.

Was ist einGemeindemehr?
Bei einer kantonalenAbstimmung soll
nichtnurdasVolksmehr, alsodieMehr-
heit der Stimmbürger, über eine Vor-
lage entscheiden. Für ein Ja wäre auch
eineMehrheit derGemeindennotwen-
dig. InAusserrhodenmüssten sichmin-
destens 11 der 20 Gemeinden für eine
Vorlage aussprechen.

WassinddieArgumente?
Sowohl Urnäsch wie auch Stein haben
sich im Rahmen der Vernehmlassung
zur totalrevidiertenKantonsverfassung
zum Gemeindemehr bekannt. Ausge-
löst wird die Forderung allerdings
durch die im September 2022 stattfin-
dende Abstimmung über den Gegen-
vorschlag zur Volksinitiative «Starke
Ausserrhoder Gemeinden». Die Aus-
serrhoderRegierung favorisiert dieRe-
duktionderAnzahlGemeindenvonak-
tuell 20 auf 4. Urnäsch und Stein be-
fürchten, dass drei bis vier grosse
Gemeinden–etwaHerisau,Teufenund
Heiden –bereisüberdasStimmenmehr
verfügen könnten, um die Grossfusio-
nendurchzusetzen. Siewürden soüber
das Schicksal der kleinen Gemeinden
entscheiden. Stein schreibt in diesem
ZusammenhangvonZwangsfusionen.

Verfügen die grossen Gemeinden
über eine solche Abstimmungs-
macht?
Ja, aber nur zu viert undwohl nur theo-
retisch.Dievier grösstenAusserrhoder
Gemeinden Herisau, Teufen, Heiden
und Speicher kommen gemeinsam auf
rund21000Stimmberechtigte. Imgan-
zenKantonsindes39000.Umzuviert
alleineüberdasSchicksal einerVorlage
bestimmenzukönnen,müssten93Pro-
zentallerStimmberechtigten indenvier
Gemeindenein Jaeinlegen.Das ist zwar
möglich, aber in der Schweizer Urnen-
Demokratie nicht sehr realistisch.Eine
derart hohe Zustimmung gibt es bei
Pseudoabstimmungen in Diktaturen
oder bei unbestrittenen Vorlagen an
Landsgemeinden.

GabesAbstimmungeninAusserrho-
den, bei denen eine Vorlage trotz
fehlendem Gemeindemehr ange-
nommenwurde?
Ein Blick auf die Statistik zeigt: Das ist
höchst selten.Am7.Märzdieses Jahres
stimmte Appenzell Ausserrhoden
knappdemWirtschaftsabkommenmit
Indonesien zu. 10344 Ja- standen9012
Nein-Stimmen gegenüber. Allerdings
lehnte in 12 Gemeinden die Mehrheit
die Vorlage ab. Auf kantonaler Ebene
findet sich ein Beispiel aus dem Jahr
2011, in dem es trotz Ja zu keinemGe-
meindemehr kam. Damals fand der
Urnengangüberdenheissdiskutierten
KulturlastenausgleichmitdemKanton
St.Gallen statt. 9146 Bürger stimmten
dafür, 8743 dagegen. Das Gemeinde-
mehr erreichte die Vorlage aber nicht,
da sich genau die Hälfte der Gemein-
den gegen den Lastenausgleich aus-
sprach.

Ist die Forderung nach einem Ge-
meindemehrneu?
Eine Anfrage beim Zentrum für Ge-
meindenOZGderOstschweizer Fach-

hochschuleOSTergibt: Nein, eine sol-
che Forderung gab es unter anderem
2012 bereits im Kanton Zug. Kantons-
rat Manuel Brandenberg reichte eine
entsprechende Motion ein. Er wollte
dieGemeindeautonomie stärken, auch
weil Bestrebungen bekannt wurden,
die Gemeindeorganisation im Kanton
zuändernoderEinheitsgemeindenein-
zuführen.Brandenbergargumentierte,
diese Ideen verkennen, dass der Kan-
ton in seiner gewachsenenStruktur gut
funktioniere.UmaberdieGemeinden,
die«amunmittelbarstenunddirektes-
ten im Kontakt mit den Bürgern sind,
zu stärken», regte er ein Gemeinde-
mehr an. Die Motion wurde im Parla-
ment abgelehnt.

Ist ein Gemeindemehr überhaupt
verfassungskonform?
DerRegierungsrat vonZughielt in sei-
ner Motionsantwort fest, dass das Ge-
meindemehr in dreifacher Hinsicht
gegendieBundesverfassungverstosse.
Nicht gegeben sind gemäss der Zuger
Regierung: 1. Grundsatz der Rechts-
gleichheit. 2.DieErfolgswertgleichheit
dereinzelnenStimme.3.DieVorschrift,
dass bei kantonalen Verfassungsände-
rungendie alleinige«Zustimmungdes
Volkes» erlaubt sei.

WarumistdieRechtsgleichheitnicht
gegeben?
Der Regierungsrat Zug schreibt, dass
alle Menschen vor dem Gesetz gleich
seien. Dieses Gleichheitsgebot garan-
tiere auchdie politischeGleichberech-
tigung der Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger. Durch die Einführung
einer Gemeindemehrheit würde die
Stimme in einer bevölkerungsschwä-
cheren Gemeinde proportional mehr
Gewicht erhalten als diejenige in einer
grösserenGemeinde.DerRegierungs-
rat zitiert dieProfessorenYvoHangart-
ner und Andreas Kley. Die Rechts-
gleichheit gewährleiste das gleiche
Stimm-undWahlrecht.DieserGrund-
satz bedeute, dass jede und jeder
Stimmberechtigte im Rahmen der
Volksrechte die gleiche Möglichkeit
derEinflussnahmehabenmüsse.«Jede
und jeder Stimmberechtigte soll die

gleiche Stimmkraft besitzen. Daraus
wird in Bezug auf Sachabstimmungen
das Mehrheitsprinzip abgeleitet. In
Sachabstimmungengilt derGrundsatz
der gleichen Stimmkraft für die an der
Abstimmung teilnehmenden und gül-
tig stimmenden Stimmberechtigten
absolut.»

WasbedeutetErfolgswertgleichheit?
EsgehtumdasPrinzip«oneman–one
vote», wie Patrick Aeschlimann vom
ZentrumfürGemeindenOZGderOst-
schweizer Fachhochschule OST aus-
führt. Der Zuger Regierungsrat
schreibt, jede einzelne Stimme sei
gleichzuwertenundzuzählen. Sie soll-
te in der Regel auch den gleichen Ein-
fluss sowie die gleiche Wirksamkeit
haben. Der Regierungsrat verdeutlich
dies anhand eines Beispiels. Die Stadt
Zughattedamals als grössteGemeinde
16607Stimmberechtigte,Neuheimals

kleinste 1297. Das würde bedeuten,
dass bei einem Gemeindemehr die
StimmeausNeuheimrund13-mal stär-
ker gewichtet würde als diejenige aus
Zug.DieUnterschiede inAusserrhoden
sindnocheklatanter.Herisauals gröss-
te Gemeinde hat rund 10000 Stimm-
berechtigte, Schönengrundals kleinste
400. Die Stimme aus Schönengrund
würde25-malmehrgewichtetwerden.

Was schreibt dieBundesverfassung
fürkantonaleVerfassungsänderun-
genvor?
In Artikel 51 der Bundesverfassung
heisst es: «Jeder Kanton gibt sich eine
demokratische Verfassung. Diese be-
darf der Zustimmung des Volkes und
muss revidiert werden können, wenn
dieMehrheit derStimmberechtigtenes
verlangt.» Gemäss dem Zuger Regie-
rungsrat dürfen keine anderen Mehr-
heiten als die Mehrheit der Stimmen-
den fürkantonaleVerfassungsänderun-
gen vorgesehen werden. Diese
verfassungsrechtlicheAusgangslage sei
der Grund dafür, dass kein Kanton ein
Gemeindemehr für Verfassungsände-
rungen eingeführt habe.

Warum ist das Ständemehr im
Gegensatz zum Gemeindemehr
rechtlichunproblematisch?
Die kurze Antwort lautet gemäss Pa-
trick Aeschlimann: «Weil das Stände-
mehr in der Bundesverfassung veran-
kert ist.»DerPolitologeverweist aufdie
ausserordentlichen politischen Um-
stände, die zur Schaffung des Stände-
mehrs führten. Nach dem Sonder-
bundskriegdienteesalsMinderheiten-
schutz der unterlegenen katholischen
Landbevölkerung. Aeschlimann sagt:
«Auch dank des Ständemehrs, das
einenAusgleichzwischendenSprachen
undKulturenmöglichmachte, fandsich
in der Bundesverfassung von 1848 die
Basis für diemoderne Schweiz.»

Ist die Forderung nach einem Ge-
meindemehrbereits vomTisch?
Juristisch sei dasGemeindemehrprob-
lematisch, sagt Patrick Aeschlimann.
«Aus politologischer Sicht ist ein Min-
derheitenausgleich dann sinnvoll,

wenn damit eine vordringliche Kon-
fliktlinie entschärft werden könnte.»
Das heisst, wenn in Appenzell Ausser-
rhodendiekleinenGemeindenvonden
grossen regelmässig überstimmt wer-
denunddadurchgravierendeNachtei-
le erduldenmüssten.Das scheinealler-
dings nicht der Fall zu sein. Aeschli-
mann hält fest: «Ein Gemeindemehr
löst inAusserrhodenkeinbestehendes
Problem.»

Kann der Regierungsrat zum Cou-
rantnormalübergehen?
«Man muss die konkrete Befürchtung
und die daraus hervorgehende Forde-
rung trennen», sagt Patrick Aeschli-
mann. Die kleinen Gemeinden hätten
Angst, gegen ihrenWillen zu einer Fu-
sion gezwungen zu werden. Diese
Furcht müsse man ernst nehmen. Der
Politologe hat zwar Verständnis, dass
der Regierungsrat nach demStillstand
der vergangenen JahredasHeft bei den
Gemeindestrukturen in dieHandneh-
menmöchte.«NamentlichwerdenGe-
meinden nur in den wenigsten Kan-
tonsverfassungen genannt. Es stellt
sich aber die Frage, ob es sinnvoll ist,
einfach die Anzahl der Gemeinden in
der Verfassung festzuschreiben. Was
passiert, wenn man sich später nicht
konkret auf vier Gemeinden einigen
kann?», sagt Aeschlimann. «Der Vie-
rer-Vorschlag steht zudem in einem
gewissen Konflikt zur Gemeindeauto-
nomie und zum Subsidiaritätsprinzip.
Dass dies nicht bei allen Gemeinden
gut ankommt, ist verständlich.» Es sei
in einem kleinräumigen Kanton wie
Ausserrhoden aber auch legitim, dass
der gesamteKanton über die neueGe-
meindestruktur als Ganzes abstimmt.
«Die Diskussion sollte aber inhaltlich
geführtwerden.AlleAkteure stehen in
der Pflicht, die Debatte so zu führen,
dassderHerisauerbei der Stimmabga-
beauchdieBedürfnissederUrnäscher
kennt.» Die Konsequenzen müssten
aufgezeigtwerden, auchdassGemein-
dengegen ihrenWillen fusioniertwer-
den könnten. «Man muss den Ent-
scheidalsAusserrhoder fällen,nicht als
Trogner oder Steiner», sagt Aeschli-
mann.

Wohin geht die Reise? Die Totalrevision der Kantonsverfassung und die zukünftige Gemeindestruktur werfen einige Fragen auf. Bild: Christian Beutler/Keystone
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